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Allgemeine Chronik

Sozialpolitik

Bevolkerung und Arbeit
Kollektive Arbeitsbeziehungen

Bei der Einschatzung der GAV manifestiert sich die bréckelnde Sozialpartnerschaft
besonders deutlich. Die Arbeitgeberorganisationen pladieren immer offener fir eine
Deregulierung des Arbeitsmarktes und fir mehr Wettbewerb bei den Ldhnen.
Arbeitgeber-Préasident Richterich stellte denn die GAV auch schon grundsétzlich in
Frage. Seiner Meinung nach verhindern sektorielle, regionale oder nationale
Vereinheitlichungen der Arbeitskosten die Konkurrenz. Die Gewerkschaften ihrerseits
drohten mit Arbeitskampfen und Streik, falls die Arbeitgeber die Gesamtarbeitsvertrage
durch Betriebsvereinbarungen ersetzen wollten. '

Anders als im Vorjahr bei der SBB ging die Aushandlung des ersten GAV fur die rund
50'000 Mitarbeitenden der Post, die ab 2002 obligationenrechtlich angestellt sind,
nicht so schlank tber die Bihne. Wéahrend die christliche Gewerkschaft Transfair der
Regelung deutlich zustimmte, meldeten die Westschweizer und Tessiner Sektionen der
Gewerkschaft Kommunikation Widerstand an. Dank grosszlgiger Ferienregelung und
einer Garantie der bisherigen Léhne bis 2004 stimmte aber doch eine Mehrheit dem
GAV zu.?

Mitte November trat die Belegschaft des Buntmetallverarbeiters Swissmetal Boilat im
bernjurassischen Reconvilliers in einen unbefristeten Streik. Die fristlose Entlassung
des  Werkleiters, die mit Meinungsverschiedenheiten Uber die kinftige
Geschaftsstrategie begrindet wurde, brachte einen seit langerem schwelenden Konflikt
zum Eskalieren. Fur Zorn auf die Geschéftsleitung sorgten auch tiefe Lohne, steigender
Druck auf die Belegschaft und die Beflrchtung, die Produktion solle nach Asien
ausgelagert werden, eine Behauptung, welche die Firmenleitung vehement bestritt.
Obgleich sich die Unternehmensspitze und die Gewerkschaft Unia einigten, wurde der
Streik fortgesetzt. Nachdem die Berner Volkswirtschaftdirektorin eine Vermittlerrolle
eingenommen hatte, konnte der Arbeitskonflikt nach neun Tagen beigelegt werden. Die
Geschaftsleitung versprach, den Standort Reconvilliers (wie auch jenen in Dornach, SO)
zu starken und Investitionen zu tatigen. Ebenfalls zugesagt wurden Lohnverhandlungen
und eine Intensivierung des Dialogs mit den Mitarbeitenden; von Strafmassnahmen
gegenlber den Streikenden wurde abgesehen. Im Gegenzug verzichtete die Belegschaft
auf eine Ablésung des Konzernleiters. °

Im Juni einigte sich die Gewerkschaft Unia mit den Arbeitgebern auf einen neuen, ab
2006 gultigen Gesamtarbeitsvertrag fur das Bauhauptgewerbe. Nachdem im Vorjahr die
Vertragsverhandlungen von gewerkschaftlichen Protestaktionen gepragt gewesen
waren, erstaunte die rasche und friedliche Einigung. Auch bei den Malern und Gipsern,
wo im Vorjahr noch gestreikt worden war, kam ein neuer GAV zustande. Vertreter
sowohl der Arbeitgeberverbande als auch der Gewerkschaften gaben zu, dass die
bevorstehende Volksabstimmung liber die Ausweitung der Personenfreiziigigkeit auf
die neuen EU-Mitglieder ein wesentlicher Grund fur die raschen und ohne stérende
Begleitgerdusche erzielten Vertragsabschlisse gewesen war. Grosse Arbeitskonflikte
und lautstarke Kontroversen zwischen den Sozialpartnern hatten ihrer Ansicht nach die
Annahme des Freizlgigkeitsabkommens gefédhrdet.

Im Kanton Zirich legten im Juli rund 100 Chauffeure der Firma, welche die Konzession
fir den Taxibetrieb am Flughafen Kloten besitzt, ihre Arbeit fir finf Tage nieder. Die
Lohnforderungen der von der Gewerkschaft Unia vertretenen Taxifahrer wurden
teilweise erflllt. Im Kanton Tessin traten im Herbst 22 Beschaftigte der
Schifffahrtgesellschaft Luganersee fir finf Tage in den Ausstand. Sie protestierten
damit gegen Entlassungen und stellten die Aktion ein, nachdem Gesprache tber einen
Sozialplan vereinbart worden waren. °
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Einen fur die Arbeitnehmer glinstigen neuen GAV konnte die Gewerkschaft Unia in der
Uhrenindustrie aushandeln; da es der Branche ausgezeichnet geht, mussten die
Arbeitgeber Zugestdndnisse machen (Erhdhung der Krankenkassenbeitrdge und der
Uberbriickungsrente bis zum ordentlichen AHV-Alter). Im Gegenzug wurde eine
absolute Friedenspflicht vereinbart. Der neue GAV gilt ab Anfang 2007 bis Ende 2011
und betrifft rund 35'000 Arbeitnehmerinnen und Arbeitnehmer in 416 angeschlossenen
Betrieben. ¢

Der Migros, dem grossten privaten Arbeitgeber der Schweiz, gehen langsam die
Sozialpartner aus. 2005 hatte die Gewerkschaft Unia das Handtuch geworfen, nun
kehrte auch Gewerkschaft Syna dem orangen Riesen den Rucken und erklarte, sie
werde den neuen GAV nicht unterzeichnen, da der Vertrag neben einigen
Verbesserungen (Einflhrung eines zweiwdchigen Vaterschaftsurlaubs, Ausdehnung des
Mutterschaftsschutzes) inakzeptable Verschlechterungen enthalte, insbesondere die
Bestimmung, dass das Unternehmen die wdochentliche Arbeitszeit um zwei Stunden
verlangern oder verklrzen kann - mit oder ohne Lohnangleichung. Schliesslich wurde
der GAV nur von den beiden Berufsverbdnden KV = Schweiz  und
Metzgereipersonalverband unterzeichnet.’

Beim Buntmetallverarbeiter Swissmetal Boillat im bernjurassischen Reconvilier
verhérteten sich im Lauf des Januars die Fronten zwischen der Arbeitnehmerschaft,
welche die volle Unterstitzung der Gewerkschaft Unia und von weiten Teilen der
lokalen Bevolkerung hatte, und der Unternehmensleitung zusehends. Die Belegschaft
wehrte sich gegen einen Restrukturierungsplan der Firma, wonach der Giessereibetrieb
in Reconvilier aufgehoben und in das Werk nach Dornach (SO) verlegt werden sollte.
Dadurch héatten rund 100 der 320 Mitarbeitenden ihre Stelle in Reconvilier verloren. Am
25. Januar wurde der unbefristete Streik ausgerufen. Die Konzernleitung drohte mit
Stilllegung des Betriebs, falls die Arbeit nicht umgehend wieder aufgenommen werde
und entliess schliesslich 21 Kadermitarbeiter, die sich mit der Belegschaft solidarisiert
hatten, sowie spater rund 120 Mitarbeitende; als Kundigungsgrund flr letztere
Massnahme wurde ein Kundenverlust durch den Streik ins Feld gefthrt.

In dieser schier ausweglosen Situation schaltete sich Bundesrat Deiss, Vorsteher des
EVD ein, empfing Vertreter beider Konfliktparteien zu getrennten Gesprachen und
schlug schliesslich die Einsetzung eines Mediators in der Person des Unternehmers Rolf
Bloch vor. Nach 30 Tagen wurde der Streik ausgesetzt und die Verhandlungen unter
Leitung von Bloch aufgenommen, nachdem die Geschéftsleitung zugesichert hatte, dass
sie die angedrohten Strafanzeigen gegen die Streikenden nicht eingereicht hatte. In der
Folge wurden auch einige der ausgesprochenen Kundigungen zurlickgezogen. Zudem
wurde ein neutraler Experte eingesetzt, der die betriebswirtschaftliche Lage in
Reconvilier durchleuchten sollte. Dieser empfahl den Konfliktparteien, sich auf die
Weiterfuhrung der Giesserei wahrend maximal vier Jahren zu einigen. Entlassene
Mitarbeiter sollen im Rahmen der Moglichkeiten des Unternehmens wieder eingestellt
und in Reconvilier wieder ein Werkleiter eingesetzt werden. Die Umsetzung der
Massnahmen héatte eine neutrale Gruppe Uberwachen sollen. Von dieser externen
Kontrolle wollte die Geschéaftsleitung allerdings nichts wissen, sie setzte die Mediation
aus und erklarte, die Empfehlung in Eigenregie umsetzen zu wollen.

Die von der langen Kampfdauer zermurbte Belegschaft stimmte schliesslich zu.
Entgegen der Forderung der Gewerkschaft wollte das Unternehmen auch keinem
Sozialplan flr die letztlich 111 Entlassenen zustimmen, sondern einen Sozialfonds flr die
Betroffenen einrichten, an dessen Finanzierung sich die Firma und die Unia, die von
der Geschéaftsleitung stets als .Brandstifterin® bezeichnet worden war, zu gleichen
Teilen beteiligen sollten. Dies bezeichnete die Gewerkschaft umgehend als absurd, da
es von Gesetzes wegen vorgesehen sei, dass der Sozialplan ausschliesslich vom
entlassenden Betrieb finanziert werde; sie zog die Swissmetal vor das Branchen-
Schiedsgericht. Diese konterte damit, dass sie von der Unia einen Schadenersatz
zwischen CHF 5 und 10 Mio. flr die durch den Streik verursachte Produktionseinbusse
verlangte, da die Gewerkschaft trotz der in der Metall- und Maschinenindustrie
geltenden Friedenspflicht den Streik aktiv unterstitzt und sogar noch angeheizt habe. ®
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Eiszeit kindigte sich auch in der Baubranche an. Der Baumeisterverband (SBV)
bezeichnete die Gewerkschaft Unia als ideologisch verblendet, drohte damit, den erst
im Vorjahr abgeschlossenen GAV im Maéarz 2007 zu kindigen und die Unia bei
Neuverhandlungen nicht mehr als Gesprachspartner zu akzeptieren. Die Unia konterte,
die Baumeister wurden die Losung von Streitigkeiten in den daflr vorgesehenen
Gremien immer wieder blockieren. Unter diesen Voraussetzungen war es nicht
verwunderlich, dass die Lohnverhandlungen fir 2007 schliesslich scheiterten. °

Wie nach den Positionsbezligen im Vorjahr zu erwarten war, gestaltete sich die
Weiterfihrung des  Gesamtarbeitsvertrags (Landesmantelvertrag, LMV) im
Bauhauptgewerbe, das Uber 100'000 Beschéftigte (davon rund 80'000 Festangestellte)
zahlt, als ausserst schwierig. Im Mai beschlossen die Bauunternehmer, den seit Anfang
2006 geltenden LMV auf Ende September 2007 zu kinden. Die Arbeitgeber
beschuldigten die Gewerkschaften Unia und Syna, bei der Frage der Flexibilisierung der
Arbeitszeiten zwecks der Kompensation von ausgefallenen Arbeitsstunden infolge von
schlechtem Wetter und Ahnlichem nicht kompromissbereit zu sein. Auf den 1. Oktober
trat die Kindigung des LMV durch die Bauunternehmer in Kraft, wobei die Arbeitgeber
zugesichert hatten, sich wéhrend der vertragslosen Zeit an die Bestimmungen des alten
LMV halten zu wollen. Die Gewerkschaft Unia hatte Ende September mit einer grossen
Demonstration (rund 15'000 Teilnehmende) in Zirich gegen die Vertragsaufldsung
protestiert, und die Bauarbeiter hatten sich geméass Angaben der Gewerkschaften in
Abstimmungen auf den Bauplatzen zu rund 85% fur Kampfmassnahmen
ausgesprochen.

Mitte Oktober begannen die Unia und die Syna ihre kurzen Streiks auf den NEAT-
Baustellen und in den Stadten Genf, Bern und Neuenburg. Anfangs November legten sie
flr einen Tag mehr als 200 Baustellen in und um Zurich sowie in Basel lahm. Sozusagen
als Begleitaktion drohte der Schweizerische Gewerkschaftsbund, dass er bei
Nichtzustandekommen eines GAV die Ausweitung der Personenfreizlgigkeit auf
Rumanien und Bulgarien bekampfen werde. Nachdem die Gewerkschaften die
Vorsteherin des EVD, Doris Leuthard, um Vermittlung ersucht hatten, stellte sich auf
deren Wunsch hin der pensionierte Seco-Spitzenbeamte Jean-Luc Nordmann als
Mediator zur Verfugung. Die Gewerkschaften sistierten wahrend der Vermittlung alle
weiteren  geplanten  Kampfaktionen. Mitte Dezember einigten sich die
Verhandlungsdelegationen der Sozialpartner auf einen Kompromiss, der allerdings im
Januar 2008 noch von den Delegiertenversammlungen ratifiziert werden muss. ©

In Bellinzona reagierten die Beschaftigten der SBB-Unterhaltswerkstatte anfangs Marz
mit einem unbefristeten Streik auf den Entscheid des SBB-Verwaltungsrates, den rund
400 Personen umfassenden Personalbestand massiv abzubauen. Im Rahmen einer
Restrukturierung von SBB-Cargo wollte die SBB in Bellinzona 128 Stellen abbauen, 18
nach Chiasso (TI) verlegen und 10 ins Werk Yverdon (VD) verschieben, wo in Zukunft der
Lokomotivunterhalt konzentriert werden soll. Offen war noch, wie es mit dem Bereich
Guterwagen-Unterhalt mit Uber 200 Beschaftigten weitergehen soll. Erwogen wurde ein
gemeinsames Projekt mit einer Privatfirma aus der Region. In der Folge zeigte sich in
der Agglomeration Bellinzona, ja im ganzen Tessin eine breite Solidaritdt mit den
Streikenden. In Grossdemonstrationen manifestierten die Bevdlkerung, aber auch
Politiker aller Parteien und Vertreter der katholischen Kirche gegen den Stellenabbau
und die drohende Schliessung der ,Officine FSS". Obwohl die gewerkschaftlich
Organisierten unter den Streikenden mehrheitlich dem  Schweizerischen
Eisenbahnerverband (SEV) angehdrten, traten vor allem das betriebliche Streikkomitee
und die Gewerkschaft Unia in Erscheinung.

Eine Gesprachsrunde zusammengesetzt aus Tessiner Politikern, einer Delegation der
SBB und Bundesrat Leuenberger schlug vor, dass unter der Voraussetzung eines
Streikabbruchs die SBB den Stellenabbau voribergehend sistieren solle. Sie hatte dann
die den Reorganisationsbeschlissen zugrunde liegenden Berechnungen transparent zu
machen und mit den Arbeitnehmervertretern nochmals Verhandlungen Uber die
Zukunft der Werkstatte zu fihren. Die Streikenden lehnten dieses Angebot zweimal ab.
Sie verlangten Garantien fur das uneingeschrankte Weiterbestehen des SBB-Werks in
Bellinzona, wobei die Beschéftigten weiterhin dem SBB-GAV unterstellt sein mussten.
Nach genau einem Monat, am 7. April, brachen die Streikenden ihre Aktion ab, ohne
dass man sich auf eine Losung geeinigt hatte. In der Folge wurden Verhandlungen
zwischen der SBB und den Gewerkschaften und mit alt-Nationalrat Franz Steinegger
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(fdp, UR) als Vermittler aufgenommen. Diese flhrten nach sechs Monaten zu einer
Einigung, welche den Bestand der Werkstatte Bellinzona bis 2013 garantiert, von
dieser aber eine hdéhere Produktivitat fordert. Die gleichzeitig mit dem Abbau in
Bellinzona beschlossene Schliessung des SBB-Cargo-Kundenzentrums in Freiburg (165
Stellen) und der Personalabbau im SBB-Werk Biel (46 Stellen) fiihrte zwar auch zu
Protesten, aber nicht zu Arbeitsniederlegungen. "

Der Konflikt UGber den Abschluss eines neuen Landesmantelvertrags im
Bauhauptgewerbe lebte im Berichtsjahr wieder auf. Die Delegiertenversammlung der
Baumeister lehnte am 24. Januar den im Vorjahr zwischen den Spitzen der Arbeitgeber-
und Arbeitnehmerverbéande erzielten Kompromiss deutlich, mit 91 zu 14 Stimmen ab.
Sie beauftragte ihren Verband, Nachverhandlungen zu zwei Bereichen aufzunehmen.
Erstens Uber die Regeln flr die Kompensation von wetterbedingten Ausfallstunden,
welche flr kleine Baufirmen zu kompliziert seien, und zweitens Uber den von allen
Beschaftigten alimentierten «Parifonds», aus welchem neben
Weiterbildungsangeboten auch die Kosten fiir die Uberwachung der Vertragseinhaltung
finanziert werden. Der grosste Baukonzern der Schweiz, Implenia, sowie einige weitere
grosse Unternehmen distanzierten sich allerdings von diesem Entscheid und drangten
auf einen Vertragsabschluss. Die Gewerkschaftsdelegierten stimmten ihrerseits dem
neuen Vertrag einstimmig zu; sie sprachen sich gegen Nachverhandlungen aus und
drohten mit der Wiederaufnahme der Streiks. Diese Drohung |6sten sie im Mérz ein: Auf
mehreren Baustellen in Basel und spéater auch in Zirich traten die Beschéftigten in
kurze, nicht angekiindigte Streiks und flihrten Demonstrationsziige durch. In mehreren
Kantonen (Tessin, Freiburg, Waadt) desavouierten die kantonalen Baumeisterverbénde
den nationalen Verband und unterzeichneten den Vertrag. Im April nahmen die
Sozialpartner ihre Gesprache auf nationaler Ebene wieder auf. Erneut fungierte Jean-
Luc Nordmann als Vermittler und hatte Erfolg. Mitte April einigten sich die
Verhandlungsdelegationen, den im Vorjahr ausgehandelten Vertrag in Kraft zu setzen.
Einige Auslegungsprobleme bei den zwei von den Baumeistern kritisierten Punkten
Ausfallzeitkompensation und  Parifonds wurden geklart und gelést. Die
Delegiertenversammlungen der Gewerkschaften Unia und Syna sowie des
Baumeisterverbands hiessen den neuen Landesmantelvertrag Ende April gut; er wurde
auf den 1. Mai in Kraft gesetzt. "

Der erste Gesamtarbeitsvertrag (GAV) fiur die Uber 260'000 Temporarangestellten in
der Schweiz wurde Realitat. Der Branchenverband Swissstaffing und die Gewerkschaft
Unia stimmten dem ausgehandelten Abkommen zu. Diese Wirtschaftsbranche hat ein
starkes Wachstum von rund 12% pro Jahr. Beide Seiten zeigten sich zufrieden, da es
gelungen sei, sowohl die Flexibilitatsanforderung der Arbeitsvermittler als auch das
Sicherheitsbedurfnis der Temporarangestellten auf einen Nenner zu bringen. *

Im Juli kam es auf der NEAT-Baustelle am Monte Ceneri (Tl) zu einer drei Tage
dauernden Arbeitsniederlegung von 50 Bauarbeitern. Geméass Unia ging es um einen
Protest gegen Spesenregelungen. In La Chaux-de-Fonds und Neuenburg traten im
November Journalisten der Zeitungen Express und L’Impartial in einen drei Tage
dauernden Streik um gegen den Abbau von 15 Stellen zu protestieren. ™

Die sechs Sozialpartner im Schweizer Gastgewerbe (GastroSuisse, Hotelleriesuisse,
Swiss Catering Association, Hotel&Gastro Union, Syna und Unia) haben sich nach zwei
Jahren Verhandlungen auf einen neuen GAV geeinigt. Ein zentraler Punkt des neuen
GAVs ist die Aus- und Weiterbildung, die nun durch die mehrheitliche Ubernahme von
Ausbildungskosten und einer Kompensation des Lohnausfalles starker unterstutzt wird.
Verbesserungen fur die Arbeitnehmer wurden auch bei der Erfassung der
Arbeitsstunden sowie bei den neu einheitlich auf finf Wochen festgesetzten Ferien
erreicht. Die lohnwirksamen Bestandteile des GAVs treten wegen der Wirtschaftskrise
erst Anfang 2012 in Kraft. So wird fur alle Mitarbeitenden ein 13. Monatslohn eingefuhrt
sowie der Mindestlohn bei abgeschlossener Lehre erhdht. Als Kompensation wurde
daflr ein Einarbeitungsabzug bei den Ungelernten beschlossen. Die Arbeitgeber zeigten
sich auch erfreut Uber den Abschluss, der ihnen vor allem zahlreiche Vereinfachungen
wie zum Beispiel die einheitlichen Ferienansprliche bringt. Weiter versprachen sie sich
eine flexiblere Handhabung der Uberstunden und Erleichterungen bei den
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Neuregelungen flr Saisonbetriebe. Der neue GAV gilt fir gut 200'000 Arbeitnehmende
und 30'000 Arbeitgebende im Gastgewerbe und trat auf 1. Januar 2010 in Kraft. ™

La convention nationale du secteur principal de la construction expirait a la fin du
mois de décembre 2011. Les partenaires sociaux ne sont pas parvenus a s’entendre sur
un nouvel accord. Comme la convention existante a été prolongée de deux mois, la
branche ne s’est toutefois pas retrouvée avec un vide conventionnel au ler janvier 2012.
Les syndicats avaient initialement exigé une hausse des salaires de 100 francs
(correspondant en moyenne a une augmentation de 1,8%) alors que la Société Suisse
des Entrepreneurs (SSE) privilégiait une augmentation inférieure, assortie d’une plus
grande part au mérite. Unia et Syna ont appelé a une manifestation a Berne le 24
septembre. Celle-ci a été suivie par 12'000 travailleurs selon les syndicats. En outre,
une journée de protestation organisée le 25 novembre a paralysé un millier de
chantiers. La SSE a condamné ces actions syndicales et a considéré qu’il s"agissait d’'une
violation de la paix du travail. En décembre, les syndicats ont revu a la baisse leurs
exigences salariales en se contentant d’une hausse de 1,56%. Cette concession a laissé
entrevoir un accord pour le début de I'année 2012.

Apres une année de dures négociations, une nouvelle convention nationale du secteur
principal de la construction a été conclue en mars de I’'année sous revue. La « CN 12 »
a ensuite été avalisée par les partenaires sociaux, a savoir la Société Suisse des
Entrepreneurs (SSE) pour le patronat et Syna et Unia pour les syndicats. Le texte est
entré en vigueur le ler avril et sera valable jusqu’au 31 décembre 2015. Chaque partie
prenante a néanmoins la possibilité de résilier la convention au 31 mars 2013 en
respectant un préavis de deux mois. Au niveau des rémunérations, il a été convenu
d’une hausse de 1% en 2012, composée d’'une partie générale et individuelle de 0,5%
chacune. Pour ce qui est des salaires minimaux, I"'augmentation a été fixée a 1% en bloc.
En 2013, tous les salaires seront majorés de 0,5%, indépendamment du taux d’inflation.
Les syndicats ont obtenu, pour les travailleurs de plus de 55 ans, le versement de
I'intégralité du salaire net en cas de maladie et une forme de protection contre les
licenciements. En contrepartie, les salaires initiaux des travailleurs qui viennent de
terminer leur apprentissage ont été réduits. En outre, certains métiers (extraction de
sable et de gravier, transports) ont été exclus du champ d’application de la convention
collective.”

A Delémont (JU), les quinze employés de I'entreprise Berger & Co., spécialisée dans le
décolletage de précision pour pieces automobiles, ont entamé une greve le 23 janvier,
suite a la décision prise par la direction de délocaliser les activités en Allemagne et en
Pologne. Reconnaissant la légitimité du syndicat Unia, la direction a accepté de
s'asseoir a la table des négociations le lendemain. Les employés ont dans la foulée
repris le travail et obtenu un plan social. Les conditions n‘ont pas été dévoilées, mais
elles ont pleinement satisfait les ouvriers.

Le 3 juin, une dizaine d’employés du supermarché Spar de la station-service de
Baden-Dattwil (AG) ont entamé un mouvement de greve. En occupant le magasin et en
barricadant son acces, les grévistes demandaient une hausse de leurs salaires et
davantage de personnel. Malgré un climat tendu, la direction de Spar, des grévistes ainsi
que le syndicat Unia se sont retrouvés autour d’une table ronde le 11 juin a Zurich. Les
négociations n‘ont cependant pas abouti. Alors que I'entreprise était préte a accorder
une augmentation salariale, les différences se sont révélées insurmontables quant a la
question des effectifs. Le 13 juin, les dix protestataires ont été licenciés avec effet
immédiat. Le méme jour, le Tribunal de district de Baden a ordonné le déblocage du
magasin. Face a cette décision de justice, les grévistes ont quitté les lieux et terminé
leur mouvement de greve. Par la suite, une médiation qui s’est tenue a I'office de
conciliation du canton d'Argovie a également échoué. La plupart des grévistes ont
néanmoins retrouvé un emploi au bout de quelques semaines.
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En été de I'année sous revue, environ 80 jardiniers du canton de Schaffhouse ont cessé
le travail afin d’obtenir une augmentation de leurs salaires. Organisée par Unia, la gréve
a débuté le 3 juillet pour se terminer cing jours plus tard, aprés qu'un accord ait vu le
jour entre le syndicat et les neuf entreprises horticoles touchées par I'arrét de travail.
L'accord prévoit une hausse progressive des salaires minimaux. Ainsi, le salaire pour un
jardinier non qualifié s'élévera a 4'200 francs a partir de 2015, contre 3'450 francs en
2013. Entre temps, les partenaires sociaux officiels avaient également trouvé un terrain
d’entente. Les salaires négociés par I'association patronale JardinSuisse et « Grine
Berufe », le représentant des employés, se sont nettement rapprochés de ceux
imposés par Unia. %°

Le 22 octobre, Unia a bloqué le chantier de la nouvelle gare souterraine de Zurich. Le
syndicat a ainsi dénoncé la sous-enchere salariale sur le plus grand projet de
construction du pays. Des « faux indépendants » polonais qui exécutaient des travaux
pour le compte d'un sous-traitant touchaient des salaires se situant entre 5 et 11 euros
de I'heure, au lieu des 30 francs requis. *

Die Gewerkschaft Unia und der Verband "Zu Hause leben" einigten sich im Mai 2014 auf
einen GAV fur die private Seniorenbetreuung. Der Vertrag regelt unter anderem einen
Mindestlohn sowie die Arbeitszeiten und gilt fur private Betriebe und Agenturen der
nicht-medizinischen Betreuuung in der Deutschschweiz. Der GAV schreibt ab 2018
einen Lohn von mindestens CHF 22 pro Stunde vor. Bei zweijahriger Grundausbildung
oder vier Jahren Berufserfahrung ist eine Erhdhung auf CHF 25, bei
Berufslehrabschluss auf CHF 27 vorgesehen. Zudem wird im GAV ein 13. Monatslohn
und Anerkennung gleichwertiger auslandischer Abschlisse vorgeschrieben. Nicht
zuletzt enthélt der GAV auch die Festlegung einer 42-Stunden-Woche bei
Vollbeschaftigung sowie eine Krankentaggeldversicherung. Die Vertragspartner
beabsichtigten, beim Staatssekretariat fur Wirtschaft (Seco) die
Allgemeinverbindlichkeit des GAV zu beantragen.

Im Juni 2014 gaben die Gewerkschaften Syna und Unia bekannt, dass sie mit dem
Verband der Tankstellenshop-Betreiber der Schweiz Verhandlungen fir einen
Gesamtarbeitsvertrag fur Mitarbeitende von Tankstellenshops aufgenommen haben.
Die Gewerkschaften hatten 2013 vor der Abstimmung lber die Offnungszeiten von
Tankstellenshops das Verhandlungsangebot der Betreiber noch ausgeschlagen.

Bildung, Kultur und Medien

Medien
Presse

Aus wirtschaftlichen Grinden entschloss sich die NZZ-Mediengruppe im November
2014 zur Schliessung der NZZ-Druckerei in Schlieren. Die NZZ und die "NZZ am
Sonntag" sollen kinftig bei Tamedia gedruckt werden, weswegen 125 Angestellten die
Kindigung droht. Man werde versuchen, einige Mitarbeiter intern oder bei den
Tamedia-Standorten unterzubringen und sei in Konsultation mit den Gewerkschaften.
Dass ein Konsultationsverfahren eingeleitet werde, nachdem die Vertrége mit Tamedia
bereits abgeschlossen seien, wurde von der Branchengewerkschaft Syndicom stark
kritisiert. Ende Jahr hatten um die 1000 Personen eine Petition zum Erhalt der
Druckerei unterzeichnet, welche dem CEO der NZZ im Rahmen einer Demonstration
von rund 70 Personen aus Druckerei, Redaktion und Hausdienst und im Beisein von
Syndicom ausgehandigt wurde. Bereits im FrUhjahr hatten sich Syndicom und
Impressum unzufrieden mit den Arbeitsbedingungen bei der NZZ und der "NZZ am
Sonntag" gezeigt: Aufgrund Nichterfassung der Arbeitszeiten in den Redaktionen hatten
die Gewerkschaften Anzeige beim Arbeitsamt in Zirich erstattet. Ahnliche, bereits
Anfang Jahr deponierte Anzeigen richteten sich auch gegen Tamedia und Ringier.

1) Arbeitgeber: TA, 24.6.92. Gewerkschaften: Presse vom 25.6.92; LZ, 6.11.92.
2) TA, 4.9.01; TG, 11.10.01. Die Direktion der SBB erklarte, die Einflihrung der im GAV festgehaltenen 39-Stunden-Woche habe
sich nicht bewahrt, sondern zu einer massiven Ausdehnung der Uberzeit gefiihrt: LT, 17.12.01.
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3) Presse vom 18.11.-26.11.04.

4)TA, 7.6.und 13.6.05.

5)NZZ, 21.10.05.; TA, 7.7.,9.7.,12.7.,15.7. und 16.7.05.

6) Presse vom 26.10.06.

7)NLZ, 4.7.06; Presse vom 24.8.06; TA, 14.11.06.

8) AB NR, 2006, Beilagen, IV, S. 241f.; AB NR, 2006, S. 306 f.; AB NR, 2006, S. 505; AB NR, 2006, S. 696 f.; AB NR, 2006, S.
865; Presse vom 26.1.-28.1,, 30.1., 1.2., 3.2, 10.2., 14.2.-16.2.,18.2., 24.2., 25.2., 1.3.-3.3., 24.3., 25.3., 20.4., 26.4.,13.6., 19.6.,
20.6.,28.6.,1.7.,14.7., 27.7.,13.9. und 6.12.06

9) Presse vom 19.3., 8.12. und 11.12.06.

10) NZZ, 24.5.07; TA, 24.8.07; Blick, 30.8.07 und BaZ, 10.9.07 (Abstimmungen); Presse vom 24.9. (Demonstration in Zlrich)
und 16.10.07 (erste Streiks); Lib. und 24h vom 17.10.07 (SGB); WoZ, 11.10. (Streikvorbereitung) und 8.11.07 (Verhandlungen);
Bund, 13.11.07 (Nordmann); Presse vom 20.12.07 (Einigung). Zu den einzelnen Streiks siehe auch: NZZ, 15.10.07 (NEAT); Blick,
TA und TdG vom 16.10.07 (Bern, Genf und Neuenburg); TA und 24h vom 2.11.07 (Zurich); NZZ, 2.11.07 (Basel).

11) BaZ, Blick und TA, 8.3.08; Presse vom 10.3.-28.3.08; AZ, NZZ und TA, 8.4.08; Lib. und NZZ, 15.3.08 (Freiburg).

12) BaZ, 22.1. und 25.1. (Baumeister), 30.1. (Implenia und Gewerkschaften) sowie 13.3.08 (Streiks in Basel); WoZ, 31.1.08; TA,
23.2.08 und Lib., 15.3.08 (T, FR, VD); Bund, 27.3.08 (Gespréche); TA, 2.4. und 3.4.08 (Streiks in Zirich); AZ und Bund, 15.4.08
(Einigung); TA, 29.4.08; AZ und SGT, 30.4.08 (Delegiertenversammlungen).

13) BUZ, 26.6.08.

14) NEAT: TA, 14.7.08; LT, 15.7.08. Neuenburg: TA, 17.11. und 18.11.08; QJ, 15.11., 17.11. und 18.11.08.

15) NZZ, 31.6.09.

16) LT et NZZ, 24.9.11, 24h et TdG, 25.11.11; NZZ, 14.12.11.

17)NZZ,10.3.12, LT et NZZ, 29.3.12, Lib. 31.3.12

18) QJ, 24.1. et 25.1.13.

19) AZ, 6.6.,8.6,12.6,14.6, 21.6. et 12.9.13.

20) SN, 4.7. et 10.7.13.

21) TA, 23.10.13.

22)NZZ, 27.5.14

23)NZZ, 3.6.14

24)NZZ,14.5.14; AZ, 26.11.14; NZZ,19.12., 20.12.14
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